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Der Atomausstieg ist besie-

gelt. Alle wollen ihn und er ist 

sogar per Gesetz mit großer 

Mehrheit im Bundestag be-

schlossen. Das Thema ist 

durch. Eine erneute Laufzeit-

verlängerung der AKWs oder 

gar Neubau von Atomkraft-

werken wird es in Deutsch-

land nicht mehr geben. So die 

allseits geäußerte Meinung in 

der öffentlichen Debatte. 

Doch wer genauer hinschaut, 

wird merkwürdige Entdeckun-

gen machen, die sich nicht mit 

einer klaren Atomausstiegspo-

litik vereinbaren lassen – und 

wie schnell ein Atomaus-

stiegsgesetz abgeschafft wird, 

haben wir 2010 ja schon mal 

in Deutschland erlebt. Zu-

nächst sei daran erinnert, dass 

sehr viele Abgeordnete von 

Union und FDP dem Mer-

kel’schen Atomausstieg 2011 

nur mit geballter Faust in der 

Tasche zugestimmt haben. 

Daher wäre es nicht verwun-

derlich, wenn einige zusam-

men mit der Atomlobby hinter 

den Kulissen nach Wegen su-

chen, dies wieder rückgängig 

zu machen. 

Vor allem drei Strategien sind 

erforderlich, um eine Chance 

auf eine erneute Atomrenais-

sance zu erhalten: 

• Es dürfen nicht Fakten ge-

schaffen werden, wonach er-

neuerbare Energien die Menge 

des Atomstromes ersetzen und 

schon gar nicht 100 Prozent 

der Stromversorgung liefern. 

• Es muss an neuen Genera-

tionen von Atomreaktoren ge-

arbeitet werden, um im richti-

gen Moment behaupten zu 

können, nun gäbe es neue, in-

härent sichere Atomkraftwer-

ke, die keine Gefahr mehr dar-

stellten. 

• Das Fundament der ge-

setzlichen und ökonomischen 

Unterstützung zum Ausbau 

einer mächtigen europäischen 

Atomwirtschaft – Euratom, 

die Europäische Atomgemein-

schaft – muss erhalten blei-

ben. 

Kaum jemandem fällt es auf, 

aber alle drei Strategien wer-

den in Deutschland mit klarer 

Unterstützung der beiden letz-

ten Bundesregierungen unter 

CDU/CSU/FDP und CDU/CSU/ 

SPD seit 2010 in aller Kon-

sequenz umgesetzt. Der Aus-

bau des Ökostroms wurde  be- 

reits erfolgreich gedrosselt. 

Mit der Laufzeitverlängerung 

2010 wurden Ziele für den 

Ausbau der erneuerbaren 

Energien festgelegt, die den 

jährlichen Zubau weit unter 

die damalige Ausbaudynamik 

drosseln sollen. Ansonsten wür-

den die schwachen Ökostrom-

ziele der Bundesregierung ja 

weit übererfüllt. Der Ausbau 

der erneuerbaren Energien 

musste also unter ein Maß ge-

drosselt werden, so dass die 

erneuerbare Energien nicht die 

gesamte Menge Atomstrom 

ersetzen können. Dies wurde 

auch konsequent in das Ener-

giekonzept der Bundesregie-

rung zur Laufzeitverlängerung 

geschrieben. Merkwürdigerwei-

se wurden die Ökostromziele 

dann mit dem Atomausstieg 

2011 nicht nach oben korri-

giert. Konsequenterweise ha-

ben die Bundesregierungen 

seitdem klar am Ziel der jähr-

lichen Ausbaudrosselung fest-

gehalten und mit vielen für die 

Branche der erneuerbare Ener-

gien verheerenden Gesetzes-

novellen dies konsequent 

vollzogen. Das entscheidende 

Instrument dafür ist der 

Wechsel zu Ausschreibungen, 

die der starken Dynamik der 

Bürgerenergien das Genick 

brechen. 

Seit 2013 gibt es keinen nen-

nenswerten Zubau mehr bei 
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Energiepolitik 
 

Die nächste Atomrenaissance 
wird in Karlsruhe vorbereitet 
 
Steht alles bereit für einen Wiedereinstieg in die 
Kernkraft in Deutschland? Darauf deutet vieles hin. 
Der Ausbau der erneuerbaren Energien wird gedros-
selt, die Atomforschung für neue AKW vorangetrie-
ben und der Euratom-Vertrag bleibt bestehen. 
 
Von Hans-Josef Fell* 
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Wasserkraft und Geothermie, 

ebenso bei der Verstromung 

biogener Festbrennstoffe. Die 

Stromerzeugung aus biogenen 

Flüssigbrennstoffen wurde 

seit 2010 sogar fast halbiert, 

obwohl diese KWK-Anlagen 

hochflexibel gesteuert werden 

könnten. Der Biogasausbau 

liegt seit 2014 deutlich selbst 

unter den schwachen Zielen 

der Bundesregierung, genauso 

wie die Photovoltaik seit 

2013. Dennoch gibt es keine 

Bemühungen, den Ausbau 

wenigstens auf die unzuläng-

lichen Jahresziele der Bundes-

regierung anzuheben. Und nun 

wird auch der Windkraftaus-

bau staatlich verordnet hal-

biert. Es zeigt sich heute 

schon, dass bei weitem nicht 

einmal das viel zu niedrige 

Ziel von 2,8 GW erreicht wer-

den wird. Schätzt man die mit 

diesem Ausbau der erneuerba-

ren Energien neu hinzukom-

mende jährliche Ökostromer-

zeugung grob ab, so werden 

2022 etwa 40 TWh jährliche 

Ökostromerzeugung neu ins 

Netz fließen. Es müssen aber 

mit dem Atomausstieg noch 

über 80 TWh ersetzt werden. 

Das erste Ziel haben die 

Atomfreunde also schon er-

reicht. Bald werden angesichts 

der Nichterfüllung der deut-

schen Klimaschutzziele die 

Stimmen lauter werden, dass 

man „leider“ mit erneuerbaren 

Energien den Atomstrom un-

ter Beachtung des Klima-

schutzes nicht ersetzen könne. 

Also müsse man doch wieder 

auf CO2-freie Stromerzeugung 

mit Kernenergie zurückgrei-

fen. Unternehmen und Bürger 

haben im letzten Jahrzehnt be-

wiesen, dass der jährliche Aus-

bau der Erneuerbare Energien 

wesentlich schneller sein kann. 

Der Grund, ihn mit harten Ge-

setzesbandagen zu drosseln, 

könnte also auch in nicht 

ausgesprochener Politik für 

eine neue Atomrenaissance in 

Deutschland liegen. 

Entwicklung neuer 
Generationen von 
Atomkraftwerken 

Es ist nicht zu glauben! 

Deutschland steigt per Gesetz 

aus der Atomkraft aus, aber 

am Karlsruher Institut für 

Technologie (KIT) wird in 

großem Stil an der Forschung 

für die Entwicklung neuer 

Generationen von Atomkraft-

werken gearbeitet. Weitgehend 

unbemerkt von der Öffent-

lichkeit, aber gefördert mit 

Mitteln aus dem Bundesfor-

schungsministerium und Eu-

ratom, wird dort die europäi-

sche Forschung für neue 

Atomkraftwerke vorangetrie-

ben. 

Um Licht in das Dunkel zu 

bringen, hat sich erst kürzlich 

ein Karlsruher Bündnis gegen 

neue Generationen von Atom-

reaktoren gegründet. 

Seit April 2017 ist das Joint 

Research Centre (JRC) Stand-

ort Karlsruhe (ehemals Institut 

für Transurane = ITU) auf 

dem Gebiet des KIT Nord ein 

geistiges und materielles Zent-

rum der europäischen Atom-

forschung, weil wichtige eu-

ropäischen Atominstitute nach 

Karlsruhe verlegt wurden. 

Zurzeit wird dort sogar ein 

neues Forschungs- und Lager-

gebäude, unter anderem auch 

für hochradioaktive Stoffe, 

gebaut. 

KIT und JRC Standort Karls-

ruhe sind über das Euratom-

Projekt SAMOFAR an Thori-

um-Flüssigsalzreaktoren betei-

ligt, die eine integrierte Wie-

deraufarbeitung von waffen-

fähigem Uran-233 ermögli-

chen können. Diese Gefahren 

unbekannten Ausmaßes, die 

davon und von Kleinen Mo-

dularen Reaktoren (SMR) aus-

gehen, will das neue Bündnis 

untersuchen. 

Alles läuft am KIT unter dem 

politischen Deckmantel von 

Sicherheitsforschung und Ent-

sorgungsforschung, die für 

den Bestand von AKW und 

deren Abschaltung natürlich 

erforderlich sind. Dabei ist 

aber auch klar, dass Sicher-

heitsforschung für die neuen 

Generationen von AKW ge-

nau diese erst ermöglichen 

werden. Denn ohne Sicher-

heitskonzepte wird es keine 

genehmigungsfähigen neuen 

Generationen von AKW ge-

ben. Deshalb ist die For-

schung am KIT geradezu das 

Fundament für neue Generati-

onen von AKW, sie ermög-

licht und befördert den Bau 

neuer Atomkraftwerke – auch 

im Ausland. 

Die Atomforschungsförderung 

ist im Detail ein Buch mit sie-

ben Siegeln und die Bundes-

regierung sowie EU Kommis-

sion lassen sich kaum in die 

Karten schauen. 

So wird das Euratom-Budget 

nicht demokratisch kontrol-

liert, da es eben nicht vom EU 

Parlament verabschiedet wird. 

Wie die genauen Forschungs-

mittel aus dem Bundeshaus-

halt fließen, kann nirgendswo 

richtig nachvollzogen werden. 

Da gibt es Grundförderung an 

die Helmholtz-Gemeinschaft, 

der das KIT angehört, die die 

meiste Atomforschung in 

Deutschland betreibt. Es ist in 

der Öffentlichkeit fast unbe-

kannt wie die Gelder inner-

halb der Helmholtz-Gemein-

schaft genau verwendet wer-

den. Dann gibt es Projektmit-

tel für Atomforschungspro-

gramme aus Landes-, Bundes- 

und EURATOM-Mitteln. Ge-

naue Aufschlüsselungen sind 

in der Öffentlichkeit weitge-

hend unbekannt. 

Euratom wird von der 
deutschen Regierung 
nicht in Frage gestellt 

Heftige Schlagzeilen machte 

in diesem Jahr die Debatte um 

unsichere belgische Atom-

kraftwerke, die wie jene unter 

anderem in Frankreich, 

Schweiz, Tschechien, Slowa-

kei sehr marode sind und im 

Ernstfall auch Deutschland 

bedrohen. Zwar fuhr die deut-

sche Umweltministerin nach 

Belgien, um darüber zu reden. 

Doch eine Abschaltung, was 

als einzige Lösung Sicherheit 

bringen würde, steht weiterhin 

nicht im Raum. Der Weiterbe-

trieb wird von Euratom ge-

setzlich geschützt. Nur ein 

Abschaffen von Euratom, mit 

Überführen von Safeguard 

und Sicherheitsbestimmungen 

in EU-Richtlinien böte erst 

das Fundament, dass Atom-

kraftwerke auch gegen den 

Willen der nationalen Regie-

rungen abgeschaltet werden. 

Sie wären dann zudem 

schlicht ökonomisch nicht 

mehr überlebensfähig. Auffal-

lend ist der vehemente Einsatz 

der britischen Atomlobby, um 

trotz Brexit nicht aus Euratom 

auszusteigen. Doch nicht ein-

mal die deutschen Umweltmi-

nister der letzten Jahre haben 

sich für ein Ende des Eu-

ratom-Vertrages stark ge-

macht. 

Bezeichnend ist auch das 

jüngst erfolgte Abweisen der 

Klage von Greenpeace vor 

dem Europäischen Gericht 

gegen die massiven wettbe-

werbsverzerrenden Subventio-

nen für den Neubau des briti-

schen AKW Hinkley Point. 

Begründet wird die Erlaubnis 

der EU-Kommission dieser 

unglaublichen Subvention mit 

dem Auftrag des Euratom-

Vertrages. Für Erneuerbare 

Energien gibt es keinen ähnli-

chen Vertrag. Daher kann die 

EU Kommission unentwegt 

Verschlechterungen der natio-

nalen Unterstützung der Er-

neuerbare Energien mit der 

Begründung des Wettbewerbs-

rechts durchsetzen. Beispiele 

sind die hohen Wettbewerbs-

auflagen im EEG und der 

Wechsel zu Ausschreibungen. 

Zusammenfassend muss man 

sagen: Dies alles folgt aus 

dem Euratom-Vertrag aus 

dem Jahre 1957, in dem das 

europäische Ziel des Aufbaus 

einer mächtigen Atomindu-

strie festgelegt wurde. Dieser 

zu den römischen Gründungs-

verträgen der EU gehörende 

Vertrag ist heute noch gültig 

und bildet das Rückgrat in EU 

und Deutschland für die Un-

terstützung der Atomenergie. 

Allen deutschen Ausstiegsbe-

schlüssen zum Trotz. 

Dass es seit dem Wechsel 

2005 zu den Regierungen un-

ter Kanzlerin Merkel über-

haupt keine politische Debatte 

in Union, FDP und SPD zur 

Abschaffung von Euratom 

gibt, sollte angesichts der ma-

roden europäischen Kernkraft-

werke eigentlich ein Alarm-

signal sein. Offensichtlich gibt 
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es immer noch genügend Be-

fürworter hinter den Kulissen, 

die alles tun, um die nächste 

Atomrenaissance vorzuberei-

ten. Der Atomstromersatz mit 

Ausbau der Erneuerbaren 

Energien wurde bereits erfolg-

reich gedrosselt, der Ausbau 

der Atomforschung für neue 

AKW Generationen wird am 

KIT kräftig vorangetrieben 

und am Fundament Euratom 

wird nicht gerüttelt. Eines Ta-

ges, so das Kalkül, wird die 

massive Unterstützung Eura-

toms für den Ausbau der 

Atomkraft auch in Deutsch-

land wieder benötigt. 

Daher muss das Ende des Eu-

ratom-Vertrages endlich über 

die Koalitionsverhandlungen 

auf die politische Tagesord-

nung im Atomausstiegsland 

Deutschland. 

Es wird Zeit, dass die Gesell-

schaft in Deutschland auf-

wacht und merkt, dass der 

Atomausstieg noch längst 

nicht verwirklicht ist und of-

fensichtlich Kräfte in EU 

Kommission und deutscher 

Regierung exakt am Plan einer 

Renaissance der Atomenergie 

auch in Deutschland arbeiten 

und dies sogar mit dem ge-

setzlichen Auftrag von Eura-

tom. 

* Hans-Josef Fell, EEG-Mitautor, 

Präsident der Energy Watch Group 

und bis 2013 grüner Bundestags-

abgeordneter, sekretariat@hans-

josef-fell.de   

Viele Experten halten den 

Zeitplan für die Suche nach 

einem Endlager – Benennung 

eines Standorts bis 2031, In-

betriebnahme 2050 – für zu 

optimistisch. Die Frage wird 

demnach immer drängender: 

Welche Konsequenzen erge-

ben sich daraus, dass mit einer 

Endlagerung von insbesonde-

re hochradioaktiven Abfällen 

nicht wirklich ab dem Jahr 

2050 zu rechnen ist? Wenn 

rund 1.900 Castorbehälter bis 

zu hundert Jahre zwischenge-

lagert werden müssen, wenn 

also aus der Zwischenlagerung 

eine Dauerlagerung wird? 

Zunächst erwarten wir von 

staatlicher Seite, dass sie diese 

Möglichkeit ernsthaft in Be-

tracht zieht und umgehend ei-

ne kritische Bestandsaufnahme 

und einen abgestuften Maß-

nahmenplan für eine langfris-

tige Zwischenlagerung erar-

beitet. 

Denn bislang kommen kriti-

sche Betrachtungen der Prob-

leme, die sich aus einer Dau-

erzwischenlagerung ergeben, 

nicht von staatlicher Seite, 

sondern von einer Umweltor-

ganisation, hier dem BUND2, 

                                                  
1 www.bi-luechow-

dannenberg.de/?page_id=9318  
2 BUND-Eckpunkte Zwischenla-

gerung hoch radioaktiver Atom-

müll: Atommüll-Zwischenlager-

und dem Strahlentelex, der ei-

nen Beitrag von Dr. Rainer 

Moormann veröffentlichte.3 

Zuständig für die Atommüll-

Zwischenlagerung ist seit 1. 

August nicht mehr die Gesell-

schaft für Nuklearservice 

(GNS), sondern der Bund. 

Dazu wurde eigens die bun-

deseigene Gesellschaft für 

Zwischenlagerung (BGZ) ge-

gründet. Doch von dort kom-

men nur bekannte Töne, denn 

die Belegschaft der GNS wur-

de zu 100 Prozent übernom-

men. Zwar ist mit dem Ex-

Staatssekretär im Bundesum-

weltministerium Jochen Flas-

barth ein ehemaliger Umwelt-

schützer zum Chef der BGZ 

ernannt worden. Flasbarth war 

zwischen 1994 und 2003 Prä-

sident des Naturschutzbundes 

                                                  
Konzept jetzt überprüfen, Berlin, 

14.06.2017, 

www.bund.net/fileadmin/user_up

load_bund/publikationen/atomkra

ft/zwischenlagerung_atommuell_

eckpunkte.pdf  

Oda Becker: Aktuelle Probleme 

und Gefahren bei deutschen Zwi-

schenlagern für hoch-radioaktive 

Abfälle, Studie im Auftrag des 

BUND, Berlin, Okt. 2017, 

www.bund.net/zwischenlager-

studie  
3 Rainer Moormann: Verlängerte 

Zwischenlagerung wärementwi-

ckelnder Abfälle, Strahlentelex 

738-739 v. 5.10.2017, S. 1-7, 

www.strahlentelex.de/Stx_17_73

8-739_S01-07.pdf  

NABU, bevor er in das Bun-

desumweltministerium wech-

selte. Aber mit der neuen Auf-

sicht in Gorleben werde sich 

praktisch kaum etwas ändern, 

sagte Charl Liebich, Sprecher 

der BGZ, gegenüber dem 

NDR. Der Atommüll müsse 

weiter überwacht und gesi-

chert werden. 

Umso wichtiger ist es, dass 

wir auf flagrante Sicherheits-

mängel hinweisen. Dazu hat 

der BUND, wie erwähnt, eine 

ausführliche Stellungnahme 

vorgelegt. Die BI Umwelt-

schutz kann der Autorin des 

BUND-Gutachtens, Oda Be-

cker, jedoch nicht in allen 

Punkten folgen. Richtig ist, 

dass sich aus einer Lagerung 

hochradioaktiver Abfälle über 

die bisher angenommenen 40 

Jahre hinaus in allen Zwi-

schenlagern – den kraftwerks-

fernen wie denen in Ahaus, 

Gorleben und Greifswald/Lub-

min, wie auch den kraftwerks-

nahen – zwei Aspekte bedeut-

sam sind: die Alterung und 

ein Schutz gegen Einwirkung 

Dritter (gemeint sind zivile 

Unfälle wie ein Flugzeugab-

sturz und gezielte Terroran-

griffe). Das sieht auch Moor-

mann so. 

Oda Becker betrachtet aus-

führlich den Forschungs- und 

Nachrüstungsbedarf. Und sie 

fordert vordringlich für Repa-

raturen „heiße Zellen“ am je-

weiligen Dauerlagerstandort. 

Das greift unseres Erachtens 

zu kurz. 

Zu unterscheiden wäre aus un-

serer Sicht viel schärfer zwi-

schen „Zwischenlagerung“ (short 

term) und Dauerlagerung (long 

term). Angesichts der noch 

nicht gelösten Probleme bei 

der Endlagerung und des nicht 

absehbaren Termins für deren 

Beginn müssen wir davon 

ausgehen, dass eine Dauerla-

gerung (long term) des Atom-

mülls notwendig ist. Die bis-

herigen Lagerstätten sind für 

eine so lange Zeitdauer aber 

nicht ausgelegt. Die entschei-

dende Frage ist, ob es möglich 

ist, sie entsprechend nachzu-

rüsten – oder ob letztendlich 

neue Zwischenlager gebaut wer-

den müssen. 

Die Forderung der BUND-

Stellungnahme, an den beste-

henden Lagern „heiße Zellen“ 

für die Reparatur defekter Be-

hälter einzurichten, ist deshalb 

auf den ersten Blick nahelie-

gend. Rainer Moormann hält 

sie dagegen nicht für notwen-

dig: Die Deckelsysteme und 

Dichtungen ließen sich auch 

im Reparaturbereich eines La-

gers reparieren, solange nicht 

unterstellt wird, dass beide 

Deckeldichtungen zeitgleich 

versagen (s. Strahlentelex 10/ 

2017, Beitrag von Dr. Rainer 

Moormann)3. 

Wir wollen die Gefahr, dass 

Castorbehälter im normalen 

Zwischenlager-Betrieb in eine 

kritische Situation geraten 

könnten, nicht herunterspie-

len. Aber unserer Meinung 

nach ist sie im Vergleich zu 

der Frage, ob die bisherigen 

Zwischenlagerhallen Bestand 

haben oder nicht, als nachran-

gig zu betrachten. Denn die 

Sicherheitsfrage stellt sich so-

fort und ganz dringend, wenn 

in den Fokus die „Einwirkun-

gen von außen“ wie ein Flug-

zeugabsturz oder kriegerische 

sowie terroristische Attacken 

gerückt werden. Dazu muss 

man wissen, dass es trotz aller 

Atommüll 
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